
Er, der 1945 in die Partei eingetreten und Landtags­
abgeordneter in Sachsen war, versuchte, sich weitgehend 
aus dem politischen Leben herauszulösen und sprach 
mehrfach offen darüber, daß er sich von der politischen 
Arbeit fernhalten wolle. E r wurde als Verräter an der 
Partei angesehen und geopfert.
Die Schilderung zeigt, daß die Ingenieure geopfert wur­
den, um die Politiker in ihren Positionen zu retten.

3. Der Prozeß gegen die Angestellten des Zwickau- 
Oelsnitzer Revieres.
Ähnlich wie im Jahre 1927 in der Sowjetunion ein Prozeß 
gegen die „Schädlinge“ des dortigen Bergbaues durch­
geführt wurde — der bekannte Schachty-Prozeß —, 
hatte nun auch die DDR ihren Prozeß gegen maßgebende 
Ingenieure des Bergbaues. Es erfolgten zahlreiche Vor­
sprachen bei Walter Ulbricht und anderen Stellen, wo­
bei vor allem folgendes Argument in den Vordergrund 
geschoben wurde: Der Schachty-Prozeß habe insofern 
einen politischen Erfolg erzielt, als durch diesen Prozeß 
der gesamte Donez-Bergbau aufgerüttelt und dadurch in 
seiner Arbeit wesentlich verbessert und die Förderung 
erheblich gesteigert wurde. Ein derartiger Erfolg wäre 
aber durch einen Prozeß in Zwickau nie zu erreichen, 
da die ungünstigen natürlichen Bedingungen zwangs­
läufig zu einer weiteren Senkung der Förderung führen 
würden, so daß einem Prozeß gegen die Zwickauer 
Ingenieure ein politischer Erfolg versagt bleiben müsse. 
Die Entwicklung konnte aber trotz dieser Vorsprachen 
nicht aufgehalten werden, da das Beispiel der Sowjet­
union in der DDR kopiert werden mußte und da für die 
zahlreichen Fehler und Mängel und vor allem auch für 
die Unzufriedenheit der Arbeiterschaft Sündenböcke ge­
funden werden mußten. Wie dringend man den Prozeß 
brauchte, kann man schon daran erkennen, daß man 
schon im Januar und Februar die tollsten Verbrechen der 
Inhaftierten „vertraulich“ weitererzählte, obwohl damals 
die Untersuchung noch gar nicht richtig durchgeführt 
sein konnte. Schon im Januar wurde erzählt, der Prozeß 
werde in spätestens 8—14 Tagen stattfinden, und trotz­
dem wurde er immer weiter verzögert, offenbar weil es 
nicht so leicht war, die Schuldigen zu überführen.
Eine weitere Verschiebung tra t vor allem durch die Ver­
kündung des „neuen Kurses“ am 9. Juni 1953 ein, da man 
es nicht wagte, den Prozeß gleich nach Einführung des 
neuen Kurses durchzuführen. Erst im September, als 
man glaubte, die Volksmassen wieder besser in der Hand 
zu haben, wurde der Prozeß in einer wesentlich milderen 
Form, als ursprünglich beabsichtigt, durchgeführt. 
Seinerzeit plante man, wie auch anderen Verhafteten 
gegenüber damals offen ausgesprochen wurde, Fleischer 
und drei seiner Kollegen zum Tode zu verurteilen.
Der Prozeß gegen 8 der verhafteten Zwickauer Inge­
nieure wurde zwischen dem 21. und 26. September 1953 
in Berlin vor dem Obersten Gericht der DDR durch­
geführt. Die den Angeklagten zur Last gelegten „Ver­
brechen“ und der Ablauf des Prozesses zeigten das 
typische Bild eines Schauprozesses.
Zu den ungeheuerlichen Anschuldigungen gegen die An­
geklagten ist folgendes festzustellen:
Der den Angeklagten gemachte Vorwurf einer systema­
tischen Schädlings- und Spionagetätigkeit auf dem Ge­
biete der Steinkohlenproduktion seit 1947 wird nach der 
Schilderung der Verhältnisse in Zwickau von nieman­
dem ernst genommen werden. Sicher sind auch in 
Zwickau von den Ingenieuren Fehler gemacht worden, 
die aber wegen des Fehlens technischer Einrichtungen 
und fachlich geschulter Angestellter verständlich sind. 
Unverständlich ist aber, daß von den politischen Män­
nern, die zahlreichen politischen und sozialen Mängel und 
vor allem die schlechte Arbeitsdisziplin in den letzten 
Jahren nicht abgestellt wurden. Auch der Vorwurf, daß 
die Angeklagten schuld seien an Unglücksfällen im

Zwickau-Oelsnitzer Revier, ist ungerechtfertigt. Schuld 
an den Unglücksfällen sind die mangelhaften Sicher­
heitseinrichtungen, z. B. die Tatsache, daß auch in 
Schlagwettergruben der größte Teil der Motoren nicht 
schlagwettergeschützt ist u. a. m. Schuld an dem großen 
Grubenunglück im Martin-Hoop IV ist auch nicht der zu 
12 Jahren Gefängnis verurteilte technische Leiter, 
Dipl.-Ing. Weiss, sondern der Umstand, daß man einen 
an einem schweren Herzleiden erkrankten Mann, der 
auch wegen seiner Korpulenz für regelmäßige Gruben­
fahrten völlig ungeeignet war, zum technischen Leiter 
einer so wichtigen Schachtanlage machte.
Die Tatsache, daß Prof. Fleischer zahlreiche Dienstreisen 
zu Tagungen und Besichtigungen nach Westdeutschland 
ausführte, wurde zum Vorwand genommen, ihn der 
Spionage und der Verbindung zu westlichen Impe­
rialisten zu beschuldigen.
Auch der Vorwurf, daß Prof. Fleischer Forschungsauf­
träge bewußt verschleppt habe, mit der Begründung, 
er habe nicht genügend Hilfskräfte, geht fehl. Der 
Mangel an Fachkräften in der DDR ist zur Genüge 
bekannt.
Geradezu grotesk wird aber die Anklage, wenn sie be­
hauptet, Prof. Fleischer habe den Lehrstuhl für Braun­
kohlentagebau angestrebt, um „auf diesem Gebiet die 
Entwicklung aufzuhalten“. Richtig ist vielmehr, daß nur 
wenig Studierende die Vorlesungen über Steinkohlen­
bergbau besuchten, da dieser in der DDR wirtschaftlich 
ohne größere Bedeutung ist. Die Jugend wollte nicht in 
den „sterbenden“ Steinkohlenbergbau von Zwickau, son­
dern in den aufstrebenden Braunkohlenbergbau.
Völlig abwegig ist auch der Vorwurf, die Inbetriebnahme 
des Schachtes Martin-Hoop IV sei unter Mißachtung 
bergtechnischer Regeln vorzeitig erfolgt, das gleiche gilt 
für die Behauptung, das „riesige“ Nordostfeld stehen­
gelassen zu haben.
Das gleiche gilt für die Behauptung, daß Prof. Fleischer 
den Blindortversatz völlig unsachgemäß eingeführt und 
dadurch die Brandgefahr erhöht und den Steinkohlen­
arbeitem bewußt schlechte Wetter zugeführt habe, um 
damit die Unzufriedenheit der Bergmänner gegen die 
Regierung der DDR zu vergrößern. Prof. Fleischer war 
gezwungen, den Blindortversatz einzuführen, da die für 
einen fachgerechten Versatz zur Verfügung stehenden 
technischen Einrichtungen einfach nicht zu beschaffen 
waren. Absolut unwahr ist für jeden Kenner der dor­
tigen Verhältnisse auch der Vorwurf, Fleischer habe die 
von der Regierung bereitgestellten Investitionsmittel für 
soziale und kulturelle Einrichtungen im Bergbau ge­
strichen. Einmal war Dr. Fleischer als Professor der 
Bergakademie hierfür in den letzten Jahren gar nicht 
mehr zuständig, zum anderen erfolgte diese Streichung 
ja nicht durch den technischen Leiter des Reviers, son­
dern durch die HV-Kohle.
Die Angeklagten wurden schließlich wegen „Sabotage“ 
der Steinkohlenförderung seit 1947 im Aufträge deut­
scher und amerikanischer Imperialisten“, wegen „Wirt­
schaftsspionage für amerikanische Agentenzentralen“ 
und wegen „Hetze gegen die Sowjetunion, die Sowjet­
zonenrepublik und die Volksdemokratien sowie gegen die 
Oder-Neiße-Grenze“ zu schweren Zuchthausstrafen ver­
urteilt: Dr. Fleischer und Kappler zu je 15 Jahren, die 
übrigen Angeklagten herab bis zu 5 Jahren. Bezeichnend 
ist, daß Dipl.-Ing. Kriebus vor seiner Verhaftung tage­
lang beobachtet wurde und, obwohl er von Berlin aus 
Gelegenheit gehabt hätte, sich abzusetzen, nicht floh, 
weil er, wie er Kollegen erklärte, sich aber auch keiner­
lei Schuld bewußt sei.
Dipl.-Ing. Kucheida machte man u. a. den Vorwurf, daß 
er von dem Treffen zahlreicher Ingenieure und Arbeiter 
seiner früheren, im Osten gelegenen Bergbaugesellschaft 
gewußt habe. Obwohl er nicht an diesem geselligen
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